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hat der 20 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 250 Mai 1965„ an der mit-

gewirkt haben

Senatspräsident B r a c k m a n n
als Vorsitzender„

Bundesrichter
D e m i a n i

;
und

Bundesrichter Dr„ B a r e s e l
* als weitere Berufsrichter?

Bundessozialrichter W u n n e r und

Bundessozialrichter D r e w s
als ehrenamtliche Richter?

für Recht erkannt:

Soweit die Beklagte verurteilt worden ist die dem
Kläger zustehende Rente ab 1 Januar 1954 von der je=
weiligcn Fälligkeit an mit 4 v H zu verzinson$ wird
das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen
vom 90 März l964 aufgehoben; insoweit wird die Kla—
ge abgewioscno

Im übrigen wird die Revision der Beklagten gegen das
Urteil des Landessozialgcrichts Niedersachsen vom
90 März 1964 zurückgewieseno
Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichcn
Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatteno
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___—__

Der Kläger wurde am 500 Dezember 1945 auf Gleis 2 des Haupt—

bahnhofs Bremen von einem Güterzug erfaßt und verlor durch

den Unfall den rechten Fuße Die Beklagte lehnte seinen Ent—
schädigungsanspruch ab; sie nahm an, der Kläger sei beim

Betreten des Gleises nicht auf dem Weg zum Bahnbetriebswerk

gewesen, wo er damals als Schlosser beschäftigt war9 vielmehr

habe er nach Zigarettenrésten gesuchte Den Ablehnungsbescheid

focht der Kläger erfolglos an (Urteil des Oberversicherungs—

_
amtes Hannover vom 190 April 1951)0 Seine weitere Berufung
wurde vom Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen durch Urteil

‚vom 260 September 1956 zurückgewiesen° Nach Aufhebung dieses
Urteils und Zurückverweisung der Sache durch den erkennenden

Senat (Urteil vom 290 Januar 1959 —2 RU 267/56) wies das LSG

\
die Berufung durch Urteil vom 150 Juni 1959 abermals zurücko
Die erneute Zurückverweisung der Sache (Urteil des erkennenden

Senats vom 300 Oktober 1963 —2 RU 220/59) hat zu dem Berufungs«
verfahren geführt9 das der jetzt\zu entscheidenden Revision

zugrunde liegt° Wegen der Einzelheiten des Sachverhalts und

des Verfahrensablaufes wird auf die Urteile des erkennenden

Senats vom 29„ Januar 1959 und 300 Oktober 1963 Bezug genommeno

In der erneuten Verhandlung am' 90 März 1964 hat das LSG
Niedersachsen — wie schon am 150 Juni 1959 — in Bremen Beweis

erhoben durch Augenscheinseinnahme unter persönlicher An—

—hörung des Klägers sowie Vernehmung einiger Zeugeno Das LSG

hat sodann die Beklagte verurteilt? den Kläger wegen der

Folgen des Unfalls vom 30„ Dezember 1945 zu entschädigen und

die ihm zustehende Rente ab 10 Januar 1954 von der jeweili—

gen Fälligkeit an mit 4 VOHo zu verzinsen: Der Klagansprueh

sei gerechtfertigt9 da sich der Kläger im Unfallzeitpunkt

auf einem nach 5 543 der Reichsversicherungsordnung (RVG? aF
versicherten Weg befunden habe° Infolge der unzulänglichen

Ermittlungen durch die Beklagte gleich nach dem Unfall sei
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die Feststellung des Sachverhaltes jetzt, 19 Jahre nach

dem Unfall, insofern schwierig, als die noch greifbaren

Zeugen sich überhaupt nicht oder nur noch unvollkommen

erinnern könnten, Man sei daher weitgehend auf die Angaben

des Klägers angewiesen, dessen Erinnerungsvermögen auch

nicht mehr ungetrübt sei; dennoch bestehe kein Anlaß,

seinen Angaben zu mißtrauen; der Kläger habe sich bei

mehrfachen Aussagen nicht in Widersprüche verwickelt,

seine Darstellung werde zum Teil noch durch Zeugenbe—

kundungen gestützt0 Letzten Endes könne nur der Kläger

selbst darüber Auskunft geben, zu welchem Zweck er sich

damals in die Nähe des Gleises 2 begeben hatteo Insge-

samt ergebc sich aus der Beweisaufnahme die Überzeugung,

daß sich der Kläger im Unfallzeitpunkt bereits wieder auf

dem Rückweg von der Betriebskantine zu seinem Arbeits»

platz befunden habe; dieser Weg sei nach dem Verlassen
der Kantine auf dem Bahnsteig für einige Zeit unterbro—

chen, mit dem Hinabsteigcn vom Bahnsteig aber wieder

aufgenommen worden, Es sei unwahrscheinlich? daß der

Kläger das Gleis 2 nur betreten habe, um dort während einer

längeren Zeit Zigarettenrcste aufzusammelno In den weniw

gen Augenblicken bis zum Unfall habe er zu einer umfas—

senden, vielleicht mehrere Minuten dauernden Suche keine

Zeit gehabt, es sei auch kein Anhalt dafür vorhanden,

daß sich der Kläger — falls der Unfall nicht eingetreten

wäre — länger auf dem Gleis aufgehalten hatte, Wenn aber
der Kläger im Vorbeigehen auf Gleis 2 wirklich noch eini«

ge Zigarettenreste aufgelesen haben sollte, würde es sich

nur um eine geringfügige, rechtlich nicht ins Gewicht fal—

lende Unterbrechung gehandelt haben, Die gegen die kläg@’

risehc Darstellung sprechenden Beweismittel, nämlich die
Unfallanzeige und der Bericht des Bundesbahnamtmannes

Nmü:ax, reichten zur Widerlegung nicht aus, da sie zu
summarisch abgefaßt seien, um Schlüsse auf den wahren

Sachverhalt zu gestatten,
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.Den Versicherungsschutz habe der Kläger nicht dadurch ver-
loren, daß er einen bahnamtlich verbotenen und gefährlichen

Weg benutzt habe9 der noch dazu nicht die kürzeste Verbin—

dung von der Kantine zum Arbeitsplatz gewesen sei„ Die bei-

den dienstlich an sich vorgeschriebenen Wegstrecken durch

Straßentunnel außerhalb des Bahnhofs seien noch länger ge-

wesen als der im Unfallzeitpunkt beschrittene Weg über die

Gleise? der Kläger habe unter den verschiedenen Wegen diesen

auswählen können„ Ausschlaggebend sei der Umstand; daß der

Kläger wieder zu seinem Arbeitsplatz zurückkehren wollte„

Der Gesichtspunkt der selbstgeschaffenen Gefahr trete dem—

gegenüber zurück? obwohl im Verhalten des Klägers ein ers
hebliches Maß an Unachtsamkeit erkennbar werde; hierbei sei

aber zu berücksichtigen9 daß der Kläger glauben konnte? mit

dem Bahnhetrieh vertraut zu sein9 und daß er selbst so wie

auch seine Arbeitskollegen fast täglich die Gleise zu über_

schreiten pflegten° Die Beklagte müsse hiernach den Kläger

wegen der Folgen des Arbeitsunfalles vom 300 Dezember 1945

entschädigeno’ ; ' ‘

Der in der mündlichen Verhandlung neu gestellte Antrag

auf Verzinsung der fällig gewordenen Rentenbeträge für

die Zeit vom ln Januar 1954 an sei als Erweiterung des

ursprünglichen Klägantrages zulässige Er sei auch in
entsprechender Anwendung der 55 2919 288 des Bürgerlichen

Gesetzbuches (BGB) gerechtfertigt„ @291 BGB enthalte
einen allgemeinengauch im öffentlichen Recht geltenden
Rechtsgedanken (LSG Nordrhein—Westfalen9 Breithaupt 19630

706; BVerwG 149 l; Martens WZS 1962? 221; 19639 13520
Die gegenteilige Auffassung (Hesse LSG; Sozialversicherung

19613 58) überzeuge nicht„

Das LSG hat die Revision zugelasseno

Gegen das am 120 Mai 1964 zugestellte Urteil hat die Beklagte

am l„ Juni 1964 Revision eingelegt mit dem Antrag? unter
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Aufhebung des angefochtenen Urteils die Klage abzu—

weiseno Am 27„ Juni 1964 hat die Beklagte ihre Revi—

sion wie folgt begründet: Das LSG habe gegen 5 118 des

Sozialgerichtsgeset20s (SGG) verstoßen„ Nach dieser
Vorschrift sei eine Parteivernehmung (55 445 bis 455 der

Zivilprozeßordnung —ZPO—) im Verfahren der Sozialgerichtsw

barkeit nicht statthaft„ Die tatsächlichen Feststellungen

des angefochtenen Urteils beruhten jedoch ausschließlich

auf der Parteivernehmung des Klägers? die das LSG zu

Unrecht als eine - nach 55 106? 111? 112 Abso 2 SGGzum
lässigc - "Anhörung" bezeichnet habeß Die Anhörung eines

Beteiligten dürfe nicht so weit gehen9 daß sie zum au3m
sehließlichen Beweismittel für seine von der Gegenseite

bestrittencn Behauptungen gemacht werde; denn das würde

auf eine Umgehung des Verbots der Parteivernchmung hinaus"

laufen„ Die Zeugenbewcise seien demgegenüber vom LSG über-

haupt nicht verwertet werdeno Selbst bei einer entspre—

chenden Anwendung der zivilprozessualen Vorschriften

wäre eine Parteivernehmung des Klägers zu seinen eigenen

Behauptungen nur im Rahmen des @ 448 ZPO zulässig gewe-

sen? dessen Voraussetzungen jedoch hier nicht erfüllt

gewesen scien°

Weiter macht die Revision geltend„ das LSG habe die

Grenzen des Beweiswürdigungsreehts überschritteno Durch

die Unfallanzeige und die Bekundungen des Zeugen N11':■„

sei der Beweis des ersten Anscheines für die Richtig—

keit der von der Beklagten vertretenen Unfalldarstcllung

erbrachte Die Gründe des angefochtenen Urteils? die sich

allein auf die Parteibehauptung des Klägers stützten?

seien so wenig überzeugend9 daß hieraus eine Vera

letzung des Rechts auf freie Beweiswürdigung abzulei—

ten seio '
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Die Beklagte rügt ferner eine Verletzung des @ 543 EVO 8F0
Das LSG habe nicht festgestellt? daß der vom Kläger gewählte

Weg der regelmäßig benutzte und daher als üblich anzusehende

gewesen sei? vielmehr erlaubten die Feststellungen nur den

Schluß? daß der Kläger diesen Weg gelegentlich benutzt habe;

schon aus diesem Grunde entfalle der Versicherungsschutzy der

hier außerdem unter dem Gesichtspunkt der selbst geschaffenen
Gefahr verneint werden müsse; '

Schließlich meint die Beklagte9 ihre Verurteilung zu 4 %

Prozeßzinsen auf die dem Kläger zustehende Rente sei rechts—

widrig° Im Bereich der EVO sei eine entsprechende Anwendung

der 55 291?288BGBunstatthaft (RVGAN19399445 Nr° 5322)o

«Der Kläger beantragt Zurückweisung der Revision‚ er hält

das angefochtene Urteil für zutreffendo

II

Die zulässige Revision der Beklagten ist im wesentlichen
unbegründeto

Zu Unrecht bemängelt die Revision die Art und Weise? in

der das LSG die Aussagen des Klägers bei seiner Anhörung in

der mündlichen Verhandlung verwertet hate Daß eine Partei—

vernehmung wie im Zivilprozeß im Verfahren nach dem SGG

nicht stattfinden darf (vgl SozR ZPO 5 445 Nro .1_„

SGG @ 105 Nro 21)„ ist vom LSG nicht verkannt werden Es

hat sich jedoch veranlaßt gesehen, den Kläger persönlich an—
zuhören° Hierzu war es nach Lage des Falles verpflichtetn

weil — wie schon der erkennende Senat im ersten Revisions-

Urtcil vom 290 Januar 1959 hervorgehoben hatte — aus den
schriftlichen Unfallschilderungen (Unfallanzeige vom 310

Dezember 19459 Unfallbericht des Klägers vom 40 September

._7‚.
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1946) allein keine einwandfreien Feststellungen über das

zum Unfall führende Verhalten des Klägers zu gewinnen wareno

Da kein einziger Augenzeuge des Unfalls vorhanden ist — jeden-

falls hat die Beklagte seinerzeit keinen ermittelt -9 ver_

bleiben nur die Angaben des Klägers selbst als alleinige

Erkenntnisquelle„ Diese Angaben haben in der von Amtmann

N;i rü:aufgestellten Unfallanzeige einerseits und im Unfalls

bericht des Klägers andererseits zu verschiedenen Darstel—

lungen des Unfallherganges geführt(} Die Hauptaufgabe des

Tatrichtcrs bestand also in der Abwägung? welcher von

diesen Darstellungen die größere Überzeugungskraft beizu—

messen ist° Da beide Darstellungen letztlich vom Kläger

herrühren? war wiederum nur vom Kläger selbst — unter

sorgsamer Prüfung seiner Glaubwürdigkeit — hierüber Auf==

schluß zu erlangeno In diesem Sinne hat das LSG seine

Anhörung vorgenommen und bei der Überzeugungsbildung be-

rücksichtigt, was nach Lage dieses Falles verfahrensrecht-

lich nicht zu beanstanden ist (vg10 SozR SGG @ 128 Nro 56)0

' ?ä
'. 1 ‘2

Dabei hat das LSG keineswegs die Zeugenaussagen — es han-

delt sich freilich im Hinblick auf das Unfallgeschehen

nur um Zeugen vom Hörensagen - außer acht gelassen; viel—

mehr hat es sich mit dem Beweiswert der Aussagen des Bahn—

personals auseinandergesetzt und ist zu dem Schluß gem
langt9 diese Aussagen ließen erkennen‚ daß die bahnamtm

lichen Ermittlungen seinerzeit wenig sorgfältig durchge-

führt wurden und sich niemand bemüht habe9 den wahren

Sachverhalt zu erförsehenv Hiermit hat das LSG die Grenzen

seines Rechts auf freie richterliche Beweiswürdigung nicht

überschritten° '

Auch der von der Revision gerügte Verstoß gegen @ 543
RVO aF liegt nicht vor{) Da das LSG festgestellt hat? daß

der Kläger die Wegstreckev auf der er am 300 Dezember 1945

verunglückt ist‚ bei der Rückkehr vom Mittagessen des öf-

teren benutzte und daß ferner diese Strecke zwar nicht die
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„ 8 „

allerkürzcste Verbindung zwischen Kantine und Bahnbetriebs-‘

werk dar8tellteg aber doch immerhin noch kürzer war als die

beiden erlaubten Wegstrecken außerhalb des Bahnhofs9 be-
stehen keine rechtlichen Bedenken dagegen, daß das LSG

" hierin einen "üblichen“ Wegerbliekt hat? den der Kläger
unter den mehreren möglichen Verbindungen wählen durfte9 um

—1nÄn

' Wiuuur an SGiHGR Arbeitsplatz zu gelange■o

SChli0ßliCh ist auch der von der Revision vorgetragene
Gesichtspunkt der "selbst geschaffenen Gefahr" nicht geeignet?
dem Kläger den Versicherungsschutz abzusprecheno Für diesen

allgemein nur mit großer Vorsicht heranzuziehenden Begriff

(Vglo ZOBOBSG69 1649 169; 149 649 67; SozRRVG@542 aF
Nro 53) finden sich hier keine hinrebhenden Anknüpfungs-
punkte° Denn das zum Unfall führende Verhalten des Klägers

iSt zwar als unaehteam und ziemlich leichtsinnigt aber jeden—
falls d00h nicht in so hohem Maße als unvernünftig und be—
triebsfremd anzuSehen‚ daß der Zusammenhangmit der versicher-
ten Tätigkeit Völlig in den Hintergrund gerückt wirdo

Die Revision ist also in der Hauptsache unbegründet und

deshalb zurückzuweisen (@170 Abso 1 Satz 1 SGG)O

Soweit indessen die Beklagte sich gegen ihre Verurteilung
ZU? Zahlung von Prozeßzinsen vom 10 Januar 1954 an wendet?

'ist ihre ReViSiOnbegründet„ Wie der 120 Senat des BSGin
demUrteil vom 160 Dezember 1964 (80zR BGB5 291 Nr° 1)
eingehend dargelegt hat, ist in der Sozialversicherung ein
AHSPTUChdes Leistungsbereehtigten gegen den Versicherungs—’

träger an Zahlung von Brozeßzinsen nicht begründet„
Der erkennende Senat? der bereits in seinem Urteil vom
27„ September 1957 (Breithaupt 19589 7259 730) zur Frage
der Verzugszdnsg„ in der Sozialversieberung verneinend
Stellung genommenhat, trägt keine Bedenken? sich dem vom
120 Senat des BSG vertretenen Standpunkt anzuschließen

_
(Velo auchBVerwe159 783 84)„ Auchbei Abwägungder für die
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49-—

gegenteilige Ansicht vorgebrachten Argumente (vglg letzt"

hin se Bremen, Breith„ 19659 71; Martens „ ws 1964„ 293)
erscheint es nicht vertretbar9 im Bereich der Sozialver-

sicherungsleistungen einen Zinsansprueh ohne ausdrückliche

Regelung des Gesetzgebers anzuerkennen; denn im Hinblick

auf die enge
Wesensverwandtschaft zwischen Prozeßzinsen

und Verzugszinsen könnten sich hieraus allzu weitreichenw

de Auswirkungen ergeben° Bezüglich des Zinsanspruehes ist

'demnach auf die in diesem Umfang begründete Revision der
Beklagten das Urteil des LSG aufzuheben und die Klage ab—

zuweiseno

Die Entscheidung
; über die außergerichtlichen Kosten be—

ruht auf @ 195 SGC—0
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